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Nachhaltigkeit. Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, die wirtschaftliche 
Entwicklung, den Umweltschutz und soziale Ziele langfristig miteinander in Ein-
klang zu bringen. Doch die ökonomische Dimension kommt zu kurz. 

ist etwas nachhaltig? Eine grobe 
Antwort lautet: Wenn verschiedene 
Aspekte berücksichtigt werden, kei-

USA: Die hohe Ar-
beitslosigkeit bremst 
den privaten Kon-
sum aus. Doch für
neue Wachstumspro-
gramme fehlt Geld.
Seite 3

Bildungsausgaben:
Bei den Ausgaben
je Schüler steht
Deutschland im
internationalen Ver-
gleich ganz gut da. 
Seite 4

Berufliche Inte-
gration: Menschen 
mit türkischen Wur-
zeln sind beruflich 
besser integriert als 
oft angenommen. 
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Urlaubs- und
Feiertage: Deut-
sche Arbeitnehmer
haben viele be-
zahlte Urlaubs-
und Feiertage.
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Internet: Das Spei-
chern von Daten
oder die Nutzung
von Software im
Internet ist ein
Markt mit Zukunft. 
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Wirtschaftliche Entscheidungen, 
neue Haushaltspläne oder Vor-
schriften zum Umweltschutz – wann 
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Negative Vorzeichen bei impliziter Staatsschuld: Keine Schulden, sondern künftige
Überschüsse zu erwarten; Quelle: Raffelhüschen et al. 2010: Ehrbare Staaten?
Die deutsche Generationenbilanz im internationalen Vergleich 

Internationales Ranking der Nachhaltigkeitslücken
Die aufgelaufenen – expliziten – Staatsschulden allein sagen über die Frage, wie nachhaltig ein
Staat wirtschaftet, wenig aus. Denn dafür müssen die impliziten, noch nicht sichtbaren Schulden
mit einbezogen werden, vor allem künftige Renten- und Pensionszahlungen. Die Summe aus der
expliziten und impliziten Verschuldung bezeichnet man als Nachhaltigkeitslücke. 

in Prozent
des BIP, 2005

Explizite
Staatsschuld

Implizite
Staatsschuld

Nachhaltigkeits-
lücke

                     Deutschland hatte im Jahr 2005 explizite Schulden in Höhe von 65 Prozent
des BIP und implizite Schulden von 229 Prozent des BIP, wenn man die künftige
Entwicklung betrachtet.

Lesebeispiel:

Norwegen 41 -58 -17
Spanien 43 -12 31
Schweiz 56 -12 45
Österreich 62 165 226
USA 58 170 228
Frankreich 62 170 232
Deutschland 65 229 294
Vereinigtes
Königreich 39 467 505

Mehr Ökonomie wagen

Digitalisierung: Ab
Mai 2012 gibt es in 
Deutschland keinen
analogen Satelliten-
empfang für Fernse-
hen und Radio mehr. 
Seite 8

ner zulasten des anderen geht und 
alles langfristig tragfähig ist. 

Ob ein Staat nachhaltig wirtschaf-
tet, zeigen z.B. seine Finanzen. Doch 
nicht nur der offizielle Schuldenberg 
deutet auf eine Schieflage hin. Viel 
wichtiger sind jene Ausgaben, die 
etwa durch gesellschaftliche Verän-
derungen wie die Überalterung ent-
stehen, aber nicht durch künftige 
Einnahmen gedeckt werden. Diese 
impliziten Schulden sind oft viel 
höher als jene, die schwarz auf weiß 
in den Büchern stehen (Grafik). 

Die Bundesrepublik hatte schon 
2005 dreieinhalbmal so viele implizite 
wie explizite Schulden.

Die öffentliche Verschuldung ist 
nur einer von vielen Punkten, die die 
Bundesregierung in ihrer Nachhal-
tigkeitsstrategie aus dem Jahr 2002 
vernachlässigt (Tableau Seite 2). Das 
Institut der deutschen Wirtschaft 
Köln (IW) schlägt auch noch fol-
gende Kennziffern vor:

• Inflationsrate. Eine hohe Inflation 
vernichtet Vermögen, Preise und 
Löhne schaukeln sich hoch, Gläubi-
ger und Bezieher von Transfer- 
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•	 Qualität der öffentlichen Verwal-
tung und Rechtsstaatlichkeit. Beides	
sind	Voraussetzungen	für	eine	nach-
haltige	Sicherung	von	Wohlstand	–	
nur	sollte	sich	die	Bürokratie	auf	das	
Notwendige	beschränken,	um	effizi-
ent	zu	bleiben.	

•	 Gründungsdynamik. In	 Deutsch-
land	 sind	 nur	 rund	 4	 Prozent	 der	
Bevölkerung	im	erwerbsfähigen	Al-
ter	 Jungunternehmer.	 Wichtig	 für	
die	 Gründungsdynamik	 ist	 aller-
dings	 auch	 die	 Anzahl	 der	 Grün-
dungen,	 die	 nach	 einigen	 Jahren	
noch	erfolgreich	am	Markt	sind.

•	 Exporterfolge.	 Die	 Bundesrepu-
blik	hat	eine	exportstarke	Industrie,	
die	die	Basis	für	den	wirtschaftlichen	
Wohlstand	 gelegt	 hat	 –	 die	 starke	
Weltmarktstellung	 zu	 erhalten,	 ist	
daher	von	hoher	Bedeutung.

•	 Innovationen. Ob	neue	Produkte,	
Verfahren	oder	andere	Neuerungen	
–	 sie	 alle	 bringen	 Dynamik	 in	 die	
Wirtschaft	und	schaffen	Potenzial	für	
zukünftigen	 Wohlstand,	 besonders	
in	modernen	Industriegesellschaften	
wie	Deutschland.

•	 Direktinvestitionen. Ausländische	
Direktinvestitionen	sind	ein	Zeugnis	
für	 die	 Qualität	 eines	 Standorts	 –	
und	bilden	letztlich	eine	Grundlage	
für	Arbeitsplätze	und	Einkommen.

•	 Diversität des Finanzsystems.	Die	
Entwicklung	der	Unternehmen	und	
der	langfristige	Wohlstand	erfordern	
ein	 stabiles	 und	 dynamisches	 Fi-
nanzsystem.	Dazu	sind	unter	ande-
rem	 vielfältige	 Finanzierungsmög-
lichkeiten	notwendig.	

stückkosten	im	Vergleich	zu	anderen	
Industrieländern	nicht	zu	hoch	sind.	

•	 Abgabenquote. Wer	 viel	 Steuern	
zahlen	muss,	investiert	weniger	gern.	
Würde	die	hohe	deutsche	Abgaben-
quote	 sinken,	 wäre	 das	 eine	 gute	
Basis	für	ein	stärkeres	Wachstum.

•	 Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter. Je	 größer	 der	 Anteil	 der	 er-
werbsfähigen	Bürger,	desto	eher	ist	
ein	steigender	Wohlstand	pro	Kopf	
im	Land	zu	erwarten.	

einkommen	können	sich	wenig	
wappnen,	die	Zinsen	steigen.

•	 Arbeitsproduktivität.	 Gleicher	
Einsatz,	 aber	 mehr	 Output	 –	 eine	
höhere	Arbeitsproduktivität	schafft		
Wohlstand	sowie	Spielraum	für	Ta-
rifvereinbarungen	 und	 damit	 auch	
für	tendenziell	höhere	Löhne.

•	 Lohnstückkosten.	Eine	gute	Wett-
bewerbsposition	 und	 ein	 hohes	
Wohlstandsniveau	können	nur	dann	
verteidigt	 werden,	 wenn	 die	 Lohn-
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Märkte öffnen Deutsche Einfuhren aus Entwicklungsländern

Integration Ausländische Schulabgänger mit Schulabschluss

Gleichberechtigung Verdienstabstand zwischen Frauen und Männern 

Perspektiven für Familien Ganztagsbetreuung für Kinder

Beschäftigung Erwerbstätigenquote

Kriminalität Wohnungseinbruchsdiebstahl

Gesundheit und Ernährung Vorzeitige Sterblichkeit
Raucherquote von Jugendlichen und Erwachsenen
Anteil der Menschen mit Adipositas (Fettleibigkeit)

Luftqualität Schadstoffbelastung der Luft

Landbewirtschaftung Stickstoffüberschuss
Ökologischer Landbau

Mobilität Gütertransportintensität
Personentransportintensität
Anteile des Schienenverkehrs und der Binnenschifffahrt

Wirtschaftlicher Wohlstand BIP je Einwohner

Bildung 18- bis 24-Jährige ohne Abschluss
25-Jährige mit abgeschlossener Hochschulausbildung
Studienanfängerquote

Innovation Private und öffentliche Ausgaben für Forschung
und Entwicklung

Wirtschaftliche
Zukunftsvorsorge

Verhältnis der Bruttoanlageinvestitionen
zum BIP

Entwicklungs-
zusammenarbeit

Anteil öffentlicher Entwicklungsausgaben
am Bruttonationaleinkommen

Staatsverschuldung Staatsdefizit

Artenvielfalt Artenvielfalt und Landschaftsqualität

Flächeninanspruchnahme Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsfläche

Erneuerbare Energien Anteile erneuerbarer Energien am Energieverbrauch

Klimaschutz Treibhausgasemissionen

Ressourcenschonung Energieproduktivität
Rohstoffproduktivität

Quelle: Bundesregierung

Indikatoren der Nachhaltigkeitsstrategie
der Bundesregierung
Ein Anstieg gilt als fördernd /

I. Generationengerechtigkeit

II. Lebensqualität

III. Sozialer Zusammenhalt

IV. Internationale Verantwortung

behindernd für die nachhaltige Entwicklung

Information

IW-Analysen
Nr. 72

Hubertus Bardt: Indikatoren ökonomischer
Nachhaltigkeit, Köln 2011, 52 Seiten, 16,90
Euro, versandkostenfreie Bestellung unter:

www.iwmedien.de/bookshop
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USA. Seit dem Einbruch von 2009 ist 
die US-Wirtschaft nicht mehr richtig in 
Gang gekommen. Probleme bereitet 
unter anderem die hohe Arbeitslosig-
keit, die den privaten Konsum aus-
bremst. Für neue Wachstumspro-
gramme ist jedoch kein Geld da – viel-
mehr muss die US-Regierung dringend 
die Staatsfinanzen sanieren.

Die USA zeigen derzeit gerne mit 
dem Finger auf andere Länder: So 
drohen sie China mit neuen Han-
delsbeschränkungen, weil sich Pe-
king mit seiner billigen Währung 
Vorteile im Exportgeschäft verschaf-
fe. Und die Europäer werden er-
mahnt, ihre Finanzprobleme ent-
schlossener anzupacken.

Dabei sollten die Amerikaner ge-
nug damit beschäftigt sein, ihre ei-
gene Wirtschaft wieder in Schwung 
zu bringen. Denn bislang hat das 
reale Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
das Niveau von 2008 noch nicht 
wieder erreicht. Und die Aussichten 
sind mau (Grafik):

Den Prognosen des Internationa-
len Währungsfonds (IWF) zufolge 
wird das reale BIP der USA 2011 
lediglich um 1,5 Prozent wachsen und 
im kommenden Jahr kaum stärker 
zulegen.

Hinter diesen Zahlen steckt eine 
ganze Reihe von Problemen:

• Arbeitsmarkt. Von der Wirt-
schafts- und Finanzkrise hat sich das 
Land noch immer nicht erholt – im 
jüngsten verhaltenen Aufschwung 
wurden bisher zu wenige Jobs ge-
schaffen.

Im laufenden und im kommenden 
Jahr dürfte die Arbeitslosenquote bei 
9 Prozent verharren.

Dies ist für US-Verhältnisse ein 
ungewohnt hoher Wert. Vor allem 
der Staat baut nach wie vor Stellen 
ab – allein seit Anfang 2011 fast 
40.000 pro Monat.

• Privater Konsum und Investitionen. 
In den vergangenen Jahren gingen 
die Amerikaner selbst in konjunktu-
rell stürmischen Zeiten fleißig shop-
pen. Doch die anhaltende Krise auf 
dem Häusermarkt ließ die Schulden 
der privaten Haushalte in die Höhe 
schnellen und hat – zusammen mit 
der hohen Arbeitslosigkeit und sin-
kenden Aktienkursen – den US-
Bürgern die Kauflaune verdorben. 
Deshalb ist 2012 beim privaten Kon-
sum nur ein Plus von rund 1,5 Pro-
zent drin – zu wenig, um die Kon-
junktur in Gang zu bringen.

Hoffnungen weckt allerdings der 
erwartete Aufschwung bei den Inves-
titionen. So dürften die Firmen im 
kommenden Jahr rund 7 Prozent 
mehr Dollars in neue Maschinen 
und Anlagen stecken, und auch im 
Wohnungsbau ist endlich wieder mit 
einem Plus von etwa 5 Prozent zu 
rechnen. Dies könnte für neue Ar-
beitsplätze und damit auch für mehr 
privaten Konsum sorgen.

• Staatsfinanzen. Hier ist kaum 
Besserung in Sicht. Der IWF pro-
gnostiziert für 2012 ein noch immer 
hohes Haushaltsdefizit von knapp 8 
Prozent des BIP. Die Folge:

Die Staatsverschuldung der USA 
steigt im kommenden Jahr auf über 
100 Prozent der Wirtschaftsleistung.

Zwar soll das Budgetdefizit bis 
2015 unter die 6-Prozent-Marke sin-
ken. Doch die bisher beschlossenen 
Maßnahmen lassen dieses Ziel als 
überaus ambitioniert erscheinen. Es 
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2008 201120102009 2012

2011 und 2012: Prognose
Quelle: IWF

Reales Bruttoinlandsprodukt (BIP)
Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent

-0,3
-3,5

3,0
1,5 1,8

Reale Exporte
Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent

6,1

-9,4

11,3
7,1 6,3

Verbraucherpreise
Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent

3,8

-0,3 1,6

3,0

1,2

Arbeitslosenquote
in Prozent

Haushaltssaldo
in Prozent des BIP

-6,5

-12,8
-10,3 -9,6 -7,9

Schuldenstand
in Prozent des BIP

71,6 85,2 94,4 100,0 105,0

5,8
9,3 9,6 9,1 9,0

USA: Schwaches
Wachstum,
marode Finanzen

wären zusätzliche Sparprojekte er-
forderlich, doch die könnten die 
Konjunktur noch weiter erlahmen 
lassen. Weil aber das in der 2009er 
Krise beschlossene Konjunkturpro-
gramm demnächst ausläuft, wird 
das Wachstum im kommenden Jahr 
ohnehin schon geschwächt. Wie die 
Regierung von Präsident Obama aus 
dieser Zwickmühle herauskommen 
will, ist nicht absehbar.

Regierung in der 
Zwickmühle
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Zu Unrecht getadelt

Bildungsausgaben. Nach Ansicht der 
OECD gibt Deutschland viel zu wenig 
Geld für Bildung aus. Dabei schneidet 
die Bundesrepublik, wenn man die 
Ausgaben je Schüler betrachtet, eigent-
lich ganz gut ab.

Nach den jüngsten Berechnungen 
der OECD gab die Bundesrepublik 
im Jahr 2008 nur rund 4,8 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) für 
Bildung aus – im OECD-Durch-
schnitt waren es 1,1 Prozentpunkte 
mehr. Deutschland hat in Relation 
zu seiner Wirtschaftskraft allerdings 

vergleichsweise wenige Kinder, also 
auch wenige Schüler und Studenten. 
Wie die Ausstattung für den Einzel-
nen an einer Schule oder Hochschu-
le tatsächlich ist, erfasst deshalb eine 
andere Größe viel besser als der 
Ausgabenanteil am BIP: die Bil-
dungsausgaben je Teilnehmer. Und 
nach dieser Rechnung schneidet 
Deutschland wesentlich besser ab:

Mit 7.400 Euro pro Schüler und 
Student wendete Deutschland im Jahr 
2008 mehr Geld für die Bildung auf 
als die OECD-Länder, die durch-
schnittlich 7.200 Euro ausgaben.
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2020: jeweils inklusive der demografischen Rendite, also bei konstanten
Bildungsausgaben trotz sinkender Schülerzahlen zwischen 2010 und 2020
Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Bildungsausgaben:
Für künftige Schüler ist mehr da
Bildungsausgaben
je Schüler in Euro

Grundschule
2008 2020

Sekundarstufe I
2008 2020

Bayern

5.200 5.900 6.600
8.100

Bremen

5.000 5.000 5.900 6.900

Hamburg

6.000 5.800
7.300 7.300

Baden-Württemberg

4.700 5.300 6.000
7.500

Hessen

4.800 5.500 6.300
7.700

Niedersachsen

4.600 5.400 5.900
7.500

Nordrhein-Westfalen

4.300 5.000 5.300 6.400

Rheinland-Pfalz

4.800 5.600 5.600
7.000

Saarland

4.500 5.100 5.500
7.200

Schleswig-Holstein

4.700 5.500 5.400
7.100

Berlin

5.600 6.000 7.100 8.000

Brandenburg

4.600 5.000
6.600 6.400

Mecklenburg-Vorpommern

5.100 5.500
7.100 6.400

Sachsen

5.200 5.400
7.400 6.500

Sachsen-Anhalt

5.500 6.300
8.400 8.200

Thüringen

5.700 6.400
8.300 8.000

Allerdings sind nicht alle Bil-
dungseinrichtungen in Deutschland 
finanziell überdurchschnittlich gut 
ausgestattet:

• Die  Grundschulen erhielten im 
Jahr 2008 mit 4.800 Euro pro Schü-
ler 1.000 Euro weniger als im OECD-
Durchschnitt. 

• Der Sekundarbereich I bekam mit 
6.100 Euro je Schüler im Jahr 2008 
ebenfalls weniger; im Schnitt gaben  
die OECD-Länder in dieser Schul-
form pro Kopf 6.800 Euro aus.

•  In der Sekundarstufe II und an 
den Hochschulen dagegen lagen die 
deutschen Aufwendungen pro Schü-
ler und Student zuletzt über dem 
OECD-Durchschnitt.

Die Situation an Deutschlands 
Schulen könnte sich zudem in den 
nächsten Jahren weiter verbessern – 
wenn die Mittel für Bildung trotz 
sinkender Schülerzahlen im Bil-
dungssystem verbleiben.

So wird allein die Zahl der Grund-
schüler von aktuell knapp 3 Millio-
nen auf rund 2,6 Millionen im Jahr 
2020 sinken. Gelingt es, die Budgets 
aufrechtzuerhalten, würden im Jahr 
2020 die Ausgaben im Bundesdurch-
schnitt auf 5.400 Euro je Grund-
schüler steigen und in vier Bundes-
ländern würde der aktuelle OECD-
Durchschnittswert von 5.800 Euro 
übertroffen (Grafik).

In der Sekundarstufe I, in der die 
Schülerzahl bis 2020 um rund 
700.000 auf voraussichtlich 3,7 Mil-
lionen sinken wird, sieht es noch 
erfreulicher aus: Bleibt das Bil-
dungsbudget konstant, könnten im 
Jahr 2020 in zwölf Bundesländern 
die Ausgaben je Schüler den OECD-
Durchschnittswert übersteigen.
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Berufliche Integration. Obwohl die 
Debatte in Deutschland mitunter von 
negativen Schlagzeilen bestimmt wird, 
ist 50 Jahre nach dem Anwerbeabkom-
men zwischen Deutschland und der 
Türkei eines unstrittig: Menschen mit 
türkischen Wurzeln sind hierzulande 
beruflich viel besser integriert als weit-
hin angenommen.

Die deutsche Fußballnational-
mannschaft ist zwar ein oft zitiertes, 
aber nichtsdestotrotz gutes Beispiel 
für die erfolgreiche Integration von 
Menschen mit Migrationshinter-
grund: Von den 24 aktuellen Natio-
nalspielern haben neun ausländische 
Wurzeln.

Zum Beispiel Mesut Özil: Der 
23-jährige Mittelfeldspieler gehört 
zur zweiten Migrantengeneration – 
seine Großeltern kamen nach 
Deutschland, als sein Vater Mustafa 
noch ein kleiner Junge war. Mit sei-
nem Vater spricht Mesut türkisch, 
mit seinen Geschwistern deutsch, er 
selbst hat die deutsche Staatsbürger-
schaft und sagt über sich, er sei „ein 
Beispiel für gelungene Integration“.

Es hat sich also einiges getan, seit-
dem am 30. Oktober 1961 in Bad 
Godesberg das Anwerbeabkommen 
zwischen der Bundesrepublik und 
der Türkei unterzeichnet wurde. Aus 
dem geplanten „zeitlich befristeten 
Arbeitsaufenthalt“ ist eine regel-
rechte Einwanderungswelle entstan-
den: Von den derzeit knapp 82 Mil-
lionen Menschen in Deutschland 
haben rund 16 Millionen auslän-
dische Wurzeln – und die 2,5 Milli-
onen Menschen mit türkischem Mi-
grationshintergrund stellen dabei die 
größte Gruppe.

Die türkischstämmige Bevölke-
rung ist zudem weitaus besser inte-
griert, als oft unterstellt wird – dies 
zeigen die Zahlen des Mikrozensus 
2010. Insbesondere die Nachfolge-
generation, also jene Frauen und 
Männer, die wie Özil keine eigenen 
Migrationserfahrun'gen haben, kann 
sich auf  dem deutschen Arbeits-
markt besser behaupten als ihre El-
tern (Grafik):

Während das Gros der ersten Mi-
granten aus der Türkei seinen Lebens-
unterhalt in Deutschland als Arbeiter 
(48 Prozent) verdient, geht die zweite 
Generation mehrheitlich einer Be-
schäftigung als Angestellter (45 Pro-
zent) nach.

Möglich ist dies, weil sich die Kin-
der und Kindeskinder der ursprüng-
lich als Gastarbeiter nach Deutsch-
land übersiedelten Türken beruflich 
höher qualifizieren: Fast 70 Prozent 
der ersten Einwanderergeneration 
haben überhaupt keinen beruflichen 
Abschluss, in den nachfolgenden Ge-
nerationen sind es nur noch 30 Pro-
zent. Obwohl noch viel zu tun bleibt 
– von der zweiten türkischen Migran-
tengeneration sind fast doppelt so 
viele ohne Ausbildung wie in der 
deutschen Bevölkerung –, ist der 
positive Trend nicht zu übersehen. 
Von dieser Entwicklung wird 
Deutschland zweifelsohne profitie-
ren – kulturell wie wirtschaftlich.

©
 2

01
1 

IW
 M

ed
ie

n 
· 

iw
d 

43

Erste Migrantengeneration: Personen, die im Ausland geboren und selbst nach Deutschland eingewandert sind
Zweite Migrantengeneration: Personen, die mindestens einen Elternteil mit eigener Migrationserfahrung haben
Angestellte, Arbeiter, Erwerbslose, ALG-I/II-Bezieher: Anteil an Erwerbspersonen;
ohne beruflichen Abschluss: Anteil an der jeweiligen Gesamtbevölkerung;
Hochschulabsolventen: Anteil an über 25-Jährigen; Ursprungsdaten: Mikrozensus 2010

Berufliche Integration:
Junge Türken besser qualifiziert
So viel Prozent einer Personengruppe in Deutschland sind ...

Ohne
Migrations-
hintergrund

Angestellte
26

4556

Mit
Migrations-
hintergrund

43

Mit
türkischem
Migrations-
hintergrund

32

Arbeiter
48

3321 35 43

Erwerbslose
16
176 12 16

ALG-I/II-Bezieher
30

279 21 29

ohne beruflichen
Abschluss

69
3016 32 53

Hochschul-
absolventen

4
516 16 5

Mit türkischem
Migrationshintergrund

erste
Generation 

zweite
Generation 

Mesut macht’s vor
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Ab in den Urlaub

Urlaubs- und Feiertage. Die deut-
schen und dänischen Arbeitnehmer 
haben so viele bezahlte Urlaubs- und 
Feiertage wie keine anderen Beschäf-
tigten in der Europäischen Union. 

Kaum sind im letzten Bundesland 
die Sommerferien zu Ende, stehen 
woanders schon wieder die Herbst-
ferien vor der Tür – für viele er-
werbstätige Mütter und Väter ein 
Anlass, freizunehmen. Zwar reicht 
der Urlaubsanspruch eines Durch-
schnittsarbeitnehmers nicht aus, um 
jeden einzelnen schulfreien Tag mit 
den Kindern zu verbringen. Im in-
ternationalen Vergleich aber standen 
die Deutschen 2010 blendend da 
(Grafik):

Urlaubs- und Feiertage zusammen-
genommen konnte man hierzulande 
im vergangenen Jahr bei vollem Lohn 
glatte acht Wochen freinehmen.

In keinem anderen Land in der 
EU ist der Anspruch auf bezahlte 
Freizeit größer. Lediglich Dänemark 
kann mithalten. 

In den meisten neuen EU-Mit-
gliedsstaaten aus Mittel- und Osteu-
ropa gibt es gerade einmal sechs 
Wochen bezahlte Freizeit. Ausnah-
men sind Tschechien und die Slo-
wakei mit sieben Wochen. 

Seine Spitzenstellung in Sachen 
bezahlte Freizeit verdankt Deutsch-
land vor allem dem hohen Ur-
laubsanspruch – sechs Wochen Ur-
laub darf sich der Deutsche nehmen. 
Im großen Rest der Europäischen 
Union sind vier – der gesetzliche 
Mindestanspruch – bis fünf Wochen 
die Regel.

Manche deutschen Arbeitnehmer 
können sich sogar noch mehr als die 

40 freien Tage nehmen. Durch Ar-
beitszeitkonten können Überstun-
den in Freizeit ausgeglichen werden. 
Die Zahl der Gleittage ist oft limi-
tiert, teilweise können sie aber auch 
in unbegrenzter Zahl genommen 
werden – die notwendigen Plusstun-
den auf dem Konto vorausgesetzt. 
Manche Firmen bieten ihren Mitar-
beitern sogar an, zusätzliche Ur-
laubstage durch entsprechenden 
Lohnverzicht zu kaufen.

Bei den Feiertagen hat dagegen 
Spanien mit aktuell 14 Tagen die 
Nase vorn. Vielerorts, unter anderem 
in Deutschland, hängt die Zahl der 

Feiertage vom Kalender ab. Fällt 
zum Beispiel Weihnachten auf ein 
Wochenende, haben die Arbeitneh-
mer das Nachsehen.

Die Briten können sich jedoch auf 
ihre acht Feiertage im Jahr verlassen. 
Fällt jenseits des Ärmelkanals näm-
lich ein Feiertag auf ein Wochenen-
de, wird er nachgeholt – meist am 
darauffolgenden Montag. In diesem 
Jahr gab es zudem für die Briten ei-
nen extra Feiertag wegen der Hoch-
zeit von Prinz William. Und im 
nächsten Jahr wird auf gleiche Wei-
se des „Dienstjubiläums“ der Queen 
gedacht.

©
 2

01
1 

IW
 M

ed
ie

n 
· 

iw
d 

43

Feiertage: in einigen Ländern kalenderabhängig; Urlaub: teilweise gesetzlich, teilweise tariflich geregelt
Quelle: European Industrial Relations Observatory (EIRO)

Wochen freiDeutsche machen acht
2010 Urlaubstage Feiertage Insgesamt

40

Deutschland

1030

40

Dänemark

1030

37

Malta

1324

37

Italien

928

36

Österreich

1125

36

Spanien

1422

36

Tschechien

1125

35

Luxemburg

1025

35

Norwegen

1025

35

Frankreich

1025

34,2

Slowakei

1321,2

34

Finnland

925

34

Schweden

925

33

Griechenland

1023

33

Portugal

1122

33

Zypern

1320

32,6

Vereinigtes
Königreich

824,6

32

Irland

824

31

Lettland

1120

31

Litauen

1120

30

Belgien

1020

30

Niederlande

525

29

Bulgarien

920

29

Estland

920

29

Ungarn

920

29

Slowenien

920

28

Polen

820

27

Rumänien

621
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IT aus der Wolke

Internet. Cloud Computing – das Spei-
chern von Daten oder die Nutzung von 
Software im Internet – ist ein Markt 
mit Zukunft. Doch während immer 
mehr IT-Anbieter eigene Angebote er-
stellen, reagieren vor allem kleine und 
mittlere Unternehmen noch verhalten 
auf den Trend.

Ein Düsseldorfer Unternehmen 
betreibt bundesweit 50 „Räderho-
tels“, in denen Sommer- und Win-
terreifen eingelagert werden. Das 
Geschäft läuft gut, doch für die 
Unternehmenssoftware wurde alles 
zu viel. Der Autoreifen-Dienstleister 
hat sich für eine neue Software ent-
schieden – die statt vom heimischen 
Server nun aus dem Internet kommt. 
So spart die Firma bis zu 20 Prozent 
der Gesamtkosten. 

Dies ist ein Beispiel für das soge-
nannte Cloud Computing. In der 
Cloud – der Wolke – befindet sich 
alles, was der Nutzer braucht. Ob 
Textverarbeitung oder Datenbank: 
All das und noch viel mehr kann 
man über das Internet mieten. Pri-
vatleute nutzen solche Angebote 
schon lange: Sie laden Urlaubsbilder 
in Online-Fotoalben hoch, schicken 

E-Mails oder machen Termine mit 
dem Online-Kalender. 

Für Unternehmen liegen die Vor-
teile auf der Hand, denn wenn sie 
ihre EDV selbst betreiben, müssen 
sie die benötigten Kapazitäten auf 
die Spitzenzeiten im Jahr ausrichten. 
So werden schätzungsweise nur 
durchschnittlich 20 Prozent der Ser-
verkapazitäten in Unternehmen das 
ganze Jahr über genutzt. Dazu kom-
men oftmals teure Lizenzen für Soft-
wareprodukte und IT-Personal. 

Der Bundesverband Informati-
onswirtschaft, Telekommunikation 
und neue Medien geht davon aus, 
dass der Umsatz mit Cloud Compu-
ting von zuletzt 1,1 Milliarden Euro 
bis 2015 auf mehr als 8 Milliarden 
Euro steigt (Grafik).

Mitte des Jahrzehnts wird dann ein 
Zehntel der gesamten Ausgaben für 
Informationstechnik in Deutschland 
auf Cloud Computing entfallen.

Damit sich dieser Trend fortsetzt, 
müssen die Angebote auch kleine 
und mittlere Unternehmen überzeu-
gen. So planen lediglich 11 Prozent 
der befragten Unternehmen, Cloud 
Computing zu nutzen. Insgesamt 
gehen aber schon 40 Prozent der 

Befragten davon aus, dass sich Cloud 
Computing in zwei bis fünf Jahren 
etabliert haben wird.

Aus Unternehmenssicht spricht 
allerdings einiges gegen die IT-Mie-
te. Vielen ist unwohl bei dem Gedan-
ken, sensible Daten aus dem Haus 
zu geben und womöglich die Kon-
trolle darüber zu verlieren. 

KLIMZUG-Statuskonferenz 
Welche Herausforderungen der Klimawandel bringt und wie man ihm begegnen kann, 
wird seit 2008 in sieben deutschen Regionen im Rahmen der Fördermaßnahme KLIMZUG 
erforscht. Die Themen der vom Bundesministerium für Bildung und Forschung geför-
derten KLIMZUG-Projekte sind ebenso vielfältig wie die möglichen Folgen des Klima-
wandels. Erforscht werden unter anderem Risiken und Chancen für die Wasserwirtschaft, 
die Energieversorgung, den Verkehr, die Land- und Forstwirtschaft oder die Raum- und 
Siedlungsentwicklung.

Das Institut der deutschen Wirtschaft Köln begleitet KLIMZUG und ist Mitveranstalter der 
Statuskonferenz, die am 2. und 3. November im Umweltforum Berlin stattfindet. 

Weitere Infos: www.klimzug.de

Cloud Computing für 
den Mittelstand
Was bedeutet Cloud Computing und 
welche Lösungen bietet es für kleine 
und mittlere Unternehmen? Solche Fra-
gen beantworten das Projekt PROZEUS 
und Eurocloud Deutschland_eco – der 
Verband der deutschen Cloud-Compu-
ting-Industrie – auf einer gemeinsamen 
Veranstaltung am 16. November in 
Köln. Anhand von Anwenderbeispielen 
werden dort die Chancen von Cloud 
Computing praxisnah präsentiert. 

Die eBusiness-Initiative PROZEUS (Pro-
zesse und Standards) fördert die eBusi-
ness-Kompetenz kleiner und mittlerer 
Unternehmen. In einer neuen Broschüre 
wird Cloud Computing vorgestellt – sie 
gibt es kostenfrei unter www.prozeus.
de. PROZEUS wird betrieben von der 
GS1 Germany GmbH, einem Dienst-
leistungs- und Kompetenzzentrum für 
unternehmensübergreifende Geschäfts-
abläufe, und der Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln Consult. Finanziert wird 
das Projekt vom Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie.

Weitere Infos: www.prozeus.de
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Prognose
Quellen: BITKOM, Experton
Unternehmensberatung

Mit der Maus
in den Himmel
Umsatz mit Cloud Computing in Deutschland,
in Milliarden Euro

2010
2011
2012
2013
2014
2015

1,1
1,9

3,1
4,5

6,5
8,2
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Zeit zum Abschalten

Digitalisierung. Ab Mai 2012 gibt es 
in Deutschland keinen analogen Satel-
litenempfang für Fernsehen und Radio 
mehr. Die Umstellung auf digital bringt 
Vorteile für Sender, Zuschauer und die 
Wirtschaft.

Seit 1997 steht in Deutschland 
digitaler Satellitenempfang zur Ver-
fügung. Ab dem 30. April 2012 ist er 
ohne Alternative – die Bildschirme 
derjenigen, die noch analog empfan-
gen, bleiben dann schwarz und die 
Radios werden nur noch rauschen. 
Ein unrealistisches Schreckensszena-
rio ist das nicht: 

Mitte 2011 gab es in Deutschland 
noch immer rund 2,3 Millionen Haus-
halte mit analogem Satellitenemp-
fang – 40 Prozent von ihnen wussten 
noch nichts von der Umstellung.

Allerdings ist der Anteil der digi-
talen Satellitenempfänger in den 
vergangenen Jahren stark gestiegen: 
Von den Haushalten, auf deren Dä-
chern eine Satellitenschüssel steht, 

sehen inzwischen über 86 Prozent 
digital fern (Grafik).

Die Gründe für die Umstellung 
sind zunächst technischer Natur:

• Die digitalen Ton- und Bildsig-
nale sind stärker komprimiert als die 
analogen und brauchen deshalb ma-
ximal halb so viele Kapazitäten. Da-
durch können Frequenzen anderwei-
tig genutzt werden – zum Beispiel für 
den Mobilfunk oder weitere Pro-
gramme. 

• Durch die digitale Technik wer-
den Störquellen ausgeschaltet. Da-
durch verbessern sich Ton- und Bild-
qualität und der Empfang von Bil-
dern in High Definition (HD) wird 
möglich.

Doch auch der Wirtschaft spielt 
die Umstellung in die Hände:

Das Marktvolumen für die soge-
nannten Set-Top-Boxen, die das digi-
tale Signal für den Fernseher umwan-
deln, lag im vergangenen Jahr bei 660 
Millionen Euro.

Im Jahr 2011 werden die Konsu-
menten laut Branchenverband BIT-
KOM in etwa genauso viel Geld für 
die neue Technik ausgeben. 

Europäischer Vorreiter ist die 
Bundesrepublik bei der Digitalisie-
rung übrigens nicht. In Finnland 
empfangen bereits 100 Prozent der 
TV-Haushalte digital.

Dieser Ausgabe liegt unsere Veröffentlichung
„Wirtschaft und Unterricht“ bei.
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Stand: jeweils Jahresende, 2011: Juni
Quelle: Kommission für Zulassung und Aufsicht der Landesmedienanstalten

Analoger Empfang stirbt aus
So viel Prozent der Haushalte mit Satellitenschüssel
empfingen Fernsehen und Hörfunk digital

38,8
2005

47,2
2006

57,3
2007

65,7
2008

74,1
2009

79,1
2010

86,4
2011


